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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Geisenhofer, Burger, Braun, Frau Hürland, Ziegler, Maucher, 
Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 

betr, Anerkennung von Werkstätten für Behinderte 


Mit dem am 1. Mai 1974 in Kraft getretenen Schwerbehinder- 
tengesetz (SchwbG) sind die Grundlagen für die Förderung von 
Werkstätten für Behinderte geschaffen worden. Voraussetzung 
hierfür ist die Durchführung des Anerkennungsverfahrens, für 
das die Bundesregierung bislang die entsprechende Rechtsver- 
ordnung noch nicht erlassen hat. In der Praxis hat dies bei den 
Werkstätten für Behinderte zu erheblichen Schwierigkeiten 
geführt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Aus welchen Gründen ist die Rechtsverordnung nach § 55 
Abs. 3 SchwbG noch nicht erlassen? 

2. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
stellen, daß bei der Vorbereitung für den Erlaß der Rechts- 
verordnung nach § 55 Abs. 3 SchwbG auch die Erfahrungen 
der freien Träger berücksichtigt und ausgewertet werden? 

3. Können die vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung am 5. Dezember 1974 aufgestellten „Grundsätze 
zur Konzeption der Werkstatt für Behinderte" als Vor- 
wegnahme der ausstehenden Rechtsverordnung nach § 55 
Abs. 3 SchwbG angesehen werden, oder sind Verände- 
rungen vorgesehen? 

4. Zu welchen Punkten der genannten Grundsätze sind 
gegebenenfalls Veränderungen vorgesehen? 

5. In welcher Weise wird die Bundesregierung sicherstellen, 
daß auch nach erfolgter Definition des Begriffes „Mindest- 
maß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung" alle Be- 
hinderten, die gemeinschaftsfähig und am Arbeitsplatz 
weitgehend unabhängig von Pflege sind, in die Werkstatt 
für Behinderte aufgenommen werden können? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß eine 
Vielzahl von Werkstätten wegen der bestehenden Rechts- 
unsicherheit keinen Antrag auf Anerkennung gestellt 
haben? 
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7. Wieviel Werkstätten haben bislang einen Antrag auf An- 
erkennung gestellt, und wieviel davon sind bis zum 1. Juli 
1975 positiv entschieden worden? 

8. Welches sind die Gründe für die Versagung der vorläu- 
figen Anerkennung von Werkstätten für Behinderte? 

9. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die betrof- 
fenen Werkstätten in die Lage zu versetzen, die Voraus- 
setzungen für die vorläufige Anerkennung erfüllen zu 
können? 

10. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit auch bei 
Versagung der vorläufigen Anerkennung sichergestellt 
wird, daß das am 1. Juli 1975 in Kraft getretene Gesetz 
über die Sozialversicherung für Behinderte für die betrof- 
fenen Personen wirksam wird? 

11. Hat die Bundesregierung konkrete Vorstellungen über ein 
bundeseinheitliches Bemessungssystem für die finanziellen 
Zuwendungen an Behinderte? 


Bonn, den 31. Juli 1975 
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